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Zusammenspiel
bsa. Am 12. Februar 1905 trägt die Schweiz ihr
erstes offizielles Länderspiel aus, dies in Paris
und ausgerechnet gegen Frankreich. Die NZZ
kommentiert die historische Partie: «Während
der ersten Hälfte des Matches brachten die
schweizerischen Stürmer, die sich sehr flink
zeigten, wiederholt den Ball bis zum französi-
schen Ziel, ohne jedoch einmal zum Siege zu ge-
langen (...) Die schweizerische Mannschaft wäre
gewiss der französischenMannschaft überlegen
gewesen, wenn die einzelnen Spieler häufiger
Gelegenheit hätten, zusammenzuspielen.» So
aber verlieren die Schweizer die Partie vor 5000
Zuschauern mit 0:1.

www.nzz.ch/archiv-trouvaillen
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Er sagte
einfach nur ‹Hey›
Von STEFAN BETSCHON

Technik braucht ein Gesicht. Gesichter können wir lesen,
Handbücher nicht. Dass mit einem Roboter zu rechnen
ist, glauben wir erst, wenn er mit den Augen rollt.

Irgendwo im fahlen Licht eines Bildschirms gibt es
jetzt ein Gesicht, das entspannt lächelt. Es gibt Hunderte
Millionen von Bildschirmen, Hunderte Millionen von
kleinen bläulichen Lichtinseln in düsteren Arbeits-
räumen. Von einem erhöhten Standpunkt aus – Zuger-
berg? – schaut man in die Welt hinaus und imaginiert
viele fahle, bläuliche Gesichter. Und irgendwo
dazwischen dieses eine Gesicht, ganz entspannt.

Der Zugerberg gewährt einen guten Ausblick über das
sogenannte Crypto Valley. So wird die Gegend zwischen
Zug und Baar genannt, wo viele Jungfirmen sich mit
digitalen Zahlungssystemen beschäftigen. Und hier,
mitten in diesem Tal, klafft seit Freitag ein Loch. Ein
Bankraub habe stattgefunden, berichten Online-Medien.

Der Bankräuber brüstet sich im Internet damit,
3 641 694 Millionen Ether gestohlen zu haben. Ether ist
der Name einer zum digitalen Zahlungssystem Ethereum
gehörigen Geldeinheit. Ether/Ethereum ist wie Bitcoin
etwas Geheimnisvolles. Deswegen reden Journalisten in
diesem Zusammenhang von Kryptowährungen.

Ethereum wurde auch schon Bitcoin 2.0 genannt, denn
es ist mehr als nur ein Zahlungssystem. Die
Ethereum-Buchhaltung, die sogenannte Block-Chain,
speichert nicht nur Informationen über Geld-
transaktionen, sondern auch Progrämmchen, die als
sogenannte Smart Contracts beliebige Geschäfts-
beziehungen regeln. Mithilfe solcher Smart Contracts
lassen sich auch umfassendere Partnerschaften als
sogenannte Dezentrale Autonome Organisationen
(DAO) organisieren. Weil es in diesem vielschichtigen
Software-Gebäude Schwachstellen gibt, ist es einem
Angreifer gelungen, von einer DAO einen Ableger
einzurichten und Geld abzuzweigen.

Unmittelbar vor dem Bankraub, am vergangenen
Donnerstag, waren für ein Ether noch mehr als 20 Dollar
zu bezahlen. Der Bankräuber erbeutete somit rund 75
Millionen Dollar. Dieses Geld als Ansammlung von
5-Dollar-Scheinen wöge 15 Tonnen. Jetzt ist also das Geld
weg. Da und dort gibt es lange Gesichter, und irgendwo
lächelt einer ganz entspannt.

Hinter Ethereum steht eine 2015 gegründete
Schweizer Jungfirma und eine hiesige Nonprofit-
organisation. Es ist nicht nur der Verlust des Geldes, der
schmerzt, sondern der Verlust des Vertrauens. Dieser
Bankraub, so schreibt die «New York Times», stelle die
Lebensfähigkeit einer ganzen Branche infrage.

Scharenweise sind die Journalisten in den letzten
Wochen und Monaten durch das Crypto Valley
marschiert und haben – nicht Computerprogramme
gelesen, sondern – Gesichter studiert. Satoshi Nakamoto,
der Erfinder von Bitcoin, ist abgetaucht. Es gibt zu
diesem Namen kein Gesicht – oder aber viele: Alle paar
Monate taucht wieder irgendwo jemand auf, von dem
behauptet wird, er sei Nakamoto.

Zu Ethereum gibt es ein Gesicht. Es gehört dem
Firmengründer, einem jungen russisch-kanadischen
Programmierer namens Vitalik Buterin. Was ist das für
ein Gesicht? «Es ruht auf einem zarten Hals», «die Haut
ist weiss», «hellblaue Augen». Der Reporter des «Tages-
Anzeiger-Magazins» ist ganz verzückt. Kryptowährungen
mögen kryptisch sein, rätselhaft, doch in diesen «tief in
den Höhlen vergrabenen Augen» zeigt sich die Wahrheit
unverhüllt. Der Journalist schaut den Programmierer an
– «ein Reh am Waldrand» –, und der junge Mann «winkt
sanft und sagt mit weicher Stimme einfach nur ‹Hey›».

Lokalwahlen in Italien

Cloaca maxima

Die Römer haben genug: genug vom Dreck
auf den Strassen, genug von der Stadtverwal-
tung, die den Dreck nicht zusammenkehrt,
genug von der Mafia und genug von den Poli-
tikern, die mit der Mafia paktieren oder un-
fähig sind, sie endlich auszumerzen. Ihren
Unmut über die Zustände verwandeln die
Römer in Übermut: Sie wählen als Sindaca
eine junge Frau ohne nennenswerte politische
Erfahrung, die Vertreterin einer Protest-
bewegung ohne fassliches politisches Pro-
gramm. Sie wagen ein Experiment, sie setzen
auf neue, unverbrauchte Kräfte. Sie sind be-
reit, die tonangebenden Parteien mitsamt
ihrem Personal in die Cloaca maxima zu ent-
sorgen, in den stinkenden Abwasserkanal aus
der Gründungszeit Roms.

Doch erscheint die Wahl in Rom mehr als
Akt der Verzweiflung denn als Akt der politi-
schen Hygiene. Sie hat Auswirkungen auf die
ganze italienische Politik. Eine Analyse der
Wahlergebnisse in Rom und weiteren Städten
legt den Schluss nahe, dass die Fünf-Sterne-
Protestpartei des Satirikers Beppe Grillo
ihren Wahlerfolg insbesondere starkem Zu-
lauf von Protestwählern aus dem rechten
Lager verdankt. Offenbar haben sich viele
Anhänger des abgehalfterten früherenMinis-
terpräsidenten Berlusconi und der schwach
abschneidenden Lega Nord in der zweiten
Wahlrunde ins Lager der «Grillini» geschla-
gen, wenn es galt, einen linken Kandidaten zu
verhindern. Umgekehrt blieben Stammwäh-
ler der Linken den Urnen fern, weil ihnen die
Politik der Linksregierung unter Matteo
Renzi nicht links genug ist.

Sieger der Lokalwahlen in Italien ist
Beppe Grillo. Er, der im Wahlkampf kaum
sichtbar war, ist zum Anführer der vereinig-

ten Nein-Sager aufgestiegen. Etwas anderes
als Nein hat er kaum je gesagt, seit er auf der
politischen Bühne in Erscheinung getreten
ist. Er hat zwar stets Reformen gefordert,
aber nie hat er zur Ausarbeitung und Umset-
zung von solchen beigetragen. Stets hat er
verhindert, dass die Parlamentarier seiner
Partei bei der Gesetzgebung eine konstruk-
tive Rolle spielten. Jetzt sagt Grillo: «Das ist
erst der Anfang.» Der Anfang wovon? Das
weiss niemand, wahrscheinlich auch er selber
nicht. Er verspricht nur, «alles» werde sich
ändern. Das ist wenig konkret. In Rom und

weiteren Städtenmüssen er und seineAnhän-
ger zuerst noch beweisen, dass sie mehr kön-
nen, als nur Nein zu sagen.

Für den italienischen Ministerpräsidenten
Matteo Renzi ist der Ausgang der Lokal-
wahlen ein herber Rückschlag. Nicht nur die
dröhnende Niederlage seines Kandidaten in
Rom muss er verkraften, ein starkes Warn-
signal setzt zudem die Abwahl des Bürger-
meisters von Turin. Auch dort hat sich eine

«Grillina» durchgesetzt, und das, obwohl
Turin imAnsehen einer gut verwalteten Stadt
steht. Da zeigte sich, welche Wucht die Front
der vereinigten Wutbürger entfalten kann.
Immerhin hat sich in Mailand der Expo-
Manager Beppe Sala durchgesetzt; in der
Wirtschaftsmetropole standen die Populisten
auf verlorenem Posten.

Renzi muss jetzt befürchten, dass die
Allianz der Nein-Sager die von ihm eingelei-
teten Reformen abwürgt. Der grosse Test
folgt schon bald. Im Oktober steht die Volks-
abstimmung über die Verfassungsänderung
bevor, mit welcher der Senat verkleinert und
entmachtet werden soll. Diese institutionelle
Änderung wird allgemein als Schlüssel für die
«Deblockierung» Italiens gesehen. Nennens-
werte Reformen waren bisher kaum möglich,
weil Gesetzesentwürfe im parlamentarischen
Verfahren immer wieder zwischen den beiden
gleichberechtigten Kammern bis zur Un-
kenntlichkeit zerpflückt und zerzaust und
schliesslich versenkt wurden. Solcher Leer-
lauf, an dessen Ende dann regelmässig ein
Nullresultat steht, soll mit der Ausschaltung
des Senats verhindert werden. Nötig wäre es.
Renzi hat seine eigene politische Zukunft an
den Ausgang der Abstimmung im Oktober
geknüpft. Wenn diese Reform nicht durch-
komme, gebe es Neuwahlen, hat er schon frü-
her angekündigt.

Es ist nicht lange her, dass Renzi antrat,
das alte politische System Italiens zu «ver-
schrotten». Das ist ihm ziemlich gut gelungen.
Zuerst hat er die alte Garde seiner eigenen
Partei ausrangiert, dann liess er Berlusconi
entgleisen, womit die Rechte führungslos
wurde. Renzi konnte sich eine Zeitlang der
Illusion hingeben, er könne fortan das politi-
sche Spiel in Italien mehr oder weniger allein
bestimmen. Doch er schuf sich mit seinem
Vorgehen sehr viele Feinde, links und rechts.
Und er unterschätzte den Sog der Cloaca ma-
xima, die jetzt so angeschwollen ist, dass sie
seine eigenen Leute mitreisst und für ihn
selbst bedrohlich wird.

Initiative «AHV plus» für höhere Renten

Fortgeschrittener Realitätsverlust

Zehn Prozent höhere Altersrenten für alle,
das verlangt die Initiative «AHV plus», für
die der Abstimmungskampf jetzt anläuft. Die
Gewerkschaften präsentieren damit eine be-
stechend einfache Antwort auf die bange
Frage um unsere Altersvorsorge, die seit Jah-
ren Bundesrat, Parlament und Bevölkerung
umtreibt. Zehn Prozent für alle, das würde
etwas ausmachen, 200 Franken pro Monat
mehr für einen durchschnittlichen Rentner,
350 proMonat mehr für ein Rentnerpaar. Für
kleinere und mittlere Einkommen wäre das
eine spürbare Erleichterung, für alle anderen
ein willkommener Zustupf. Das angebliche
Heilmittel für das Rentenproblem, das da aus
dem Labor der Gewerkschaften kommt, ist
jedoch Opium fürs Volk.

Das Problem der Altersvorsorge ist zu-
allererst die demografische Entwicklung. Das
an sich gute Umlagesystem, bei dem die Er-
werbstätigen die Renten der Pensionäre
finanzieren, gerät in absehbarer Zeit aus dem
Gleichgewicht. Die Zahl der Rentnerinnen
undRentner steigt wie in allen Industrienatio-
nen stetig, nun kommen die Babyboomer-
Jahrgänge ins Rentenalter. Und weil die
Lebenserwartung zunimmt, sind die Renten
auch noch länger als früher zu finanzieren.

Als die AHV 1948 eingeführt wurde, lag
die Lebenserwartung der Männer ab Geburt
im Schnitt bei 66,4 Jahren, die der Frauen bei
71 Jahren. Mittlerweile ist sie bei 80 und 85
Jahren angelangt. Damit dehnte sich die Be-
zugsdauer der Renten aus. 1948 hatte ein
65-Jähriger 12,4 Rentenjahre vor sich, eine
65-Jährige 14 Jahre. 2035 werden es bei den
Männern 21,4 und bei den Frauen 24,4 Ruhe-
standsjahre sein. Bei der Einführung der
AHV kamen noch rund sechs Erwerbstätige
für einen Rentner auf. 1980 betrug das Ver-

hältnis vier zu eins, und in wenigen Jahren
wird es zwei zu eins betragen. Aus dem Lot
gerät die Altersvorsorge also, weil das System
nicht auf das veränderte Verhältnis von Akti-
ven und Rentnern reagiert. Bisher konnte es
über die Jahre nur deshalb einigermassen sta-
bilisiert werden, weil viele Arbeitskräfte zu-
wanderten, weil die steigende Produktivität
höhere Löhne und damit mehr AHV-Einnah-
men brachte und weil der Beitragssatz der
Arbeitgeber und Arbeitnehmer erhöht wur-
de. Zudem erhielt die AHV immer wieder zu-

sätzliches Geld aus der Tabaksteuer, den
Spielbankenerträgen und der Mehrwertsteu-
er. Und markant wurde das System durch die
Erhöhung des Frauenrentenalters entlastet.

Die Sicherung der Renten für die Zukunft
kann nur gelingen, wenn auf der einen Seite
die Einnahmen und auf der andern Seite die
Höhe und Dauer der Renten in Einklang ge-
bracht werden. So unpopulär es klingt, die
Lösung heisst: länger arbeiten, länger Bei-
träge einzahlen, später in Rente gehen – und
geringere Renten in Kauf nehmen.

Dieser schlichten Logik verweigert sich die
«AHV plus»-Initiative. Die Altersvorsorge
steht vor der grössten Herausforderung ihrer
Geschichte. Man kann froh sein, wenn es mit
der laufenden Rentenreform 2020 gelingt,
schon nur das jetzige Rentenniveau zu halten.
In dieser Situation einen Rentenausbau zu
fordern, zeugt von einer verschobenenWahr-
nehmung. Und zu behaupten, die AHV sei
«die sicherste Altersvorsorge der Welt und
finanziell im Gleichgewicht», grenzt an Reali-
tätsverweigerung. 4,1 Milliarden Franken pro
Jahr zusätzlichwürden die höherenRenten ab
2018 kosten. Bis 2030 wären es 5,5Milliarden.
Die Finanzierung ist indes offen. Nötig wären
Lohnabzüge imUmfang von zusätzlichen 0,42
Prozent oder ein Mehrwertsteuerprozent.

Hinzu kommt, dass die Rentenerhöhung
nach dem Giesskannenprinzip Rentnern zu-
gutekäme, die sie nicht brauchen. Insgesamt
geht es den Rentnern nämlich finanziell gut.
Viele haben Einkommen aus Ersparnissen
oder aus anderenVorsorgeeinrichtungen. Zu-
dem werden Vermögen heute wegen der
alternden Gesellschaft oft innerhalb der
Rentnergeneration vererbt. Die Armutspro-
blematik liegt gesamthaft gesehen heute nicht
mehr bei der Rentnergeneration, sondern bei
den Erwerbstätigen, insbesondere bei Allein-
erziehenden und Grossfamilien.

Auch bei Rentnern mit tiefen und mittle-
ren Einkommen, welche die Initiative beson-
ders im Fokus hat, würde sich die Situation
nicht zwingend verbessern. Viele Bedürftige
erhalten heute Ergänzungsleistungen. Bei
einem Grossteil würden sich diese lediglich
um den zusätzlichen AHV-Betrag verringern,
so dass sie nicht mehr Geld im Portemonnaie
hätten. Ein kleiner Teil würde gar den An-
spruch auf Ergänzungsleistungen verlieren
und finanziell schlechtergestellt.

Die Initiative «AHVplus» ist vor allem ein
Druckmittel, um in der laufenden Renten-
reform 2020 mehr für die Altersrenten her-
auszuholen. Aber eine taugliche und faire
Lösung für die Sicherung des Rentensystems
ist sie nicht.

Eine taugliche und
faire Lösung für die
Sicherung des
Rentensystems ist
die Initiative nicht.

Jetzt sagt Grillo: «Das
ist erst der Anfang.»
Der Anfang wovon?
Das weiss niemand,
wohl er selber nicht.


